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Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen Berlin, den     18 . Juni 2024 

– Z F 10 –  Telefon   9(0)139 - 4630 

 Eric.Kaskens@senstadt.berlin.de 

 

An den 

Vorsitzenden des Hauptausschusses 

über 

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin     

über  

Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

Zwischenbericht 

Planungen zur Auflösung der PMA 

 

 

63. Sitzung des Hauptausschusses am 12.06.2024 

Bericht SenFin – II B – vom 12.06.2024, rote Nr. 1734-1 

Bericht SenFin – II B – vom 10.06.2024, rote Nr. 1664 B 

Bericht SenFin – IV A – vom 10.06.2024, rote Nr. 1664 C 

 

 

Der Hauptausschuss hat in seiner oben bezeichneten Sitzung Folgendes beschlossen:  

 

„Die Fraktion Die Linke hat folgende Fragen eingereicht: 

1. Wie viele Stellen sind im Zuge der vorgelegten Liste zu Streichung vorgesehen und welche 

Stellen genau sind von der Streichung betroffen? 

2. Sieht der Senat vor dem Hintergrund der Einsparungen Anpassungsbedarfe in Bezug auf 

bestehende Verträge (z.B. Bäderverträge oder Hochschulverträge) und wenn nein, warum 

nicht?  

3. Erbeten wird eine tabellarische Übersicht zur genauen Auflösung der Pauschalen 

Minderausgaben i.H.v. 1,185 Mrd. € (über die 2%-Liste hinaus). Dabei ist titelscharf 

anzugeben, welcher Teil der PMA über den Nachtrag erbracht wurde, über einen folgenden 

Nachtrag erbracht wird oder ob die Auflösung über die Haushaltswirtschaft erfolgt und wenn 

ja, wo. 

4. Erbeten wird eine titelscharfe Übersicht über alle aktuellen Verfügungsbeschränkungen, die zur 

Sicherung der PMA angebracht wurden. Zu den Verfügungsbeschränkungen, die nach 

Auflösung der PMA weiterhin bestehen bleiben, wird zudem um eine titelscharfe Angabe 

gebeten, um welche Art der Verfügungsbeschränkung es sich handelt und warum diese 

bestehen bleiben. 

Die Fraktion Die Linke erbittet den Bericht möglichst zur Sitzung am 26. Juni 2024.“ 

 

Stefan Bernhardt
Schreibmaschine
1664 E
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Beschlussentwurf:  

 

Der Hauptausschuss nimmt den Zwischenbericht zur Kenntnis und stimmt der erbetenen 

Fristverlängerung zu. 

 

 

Hierzu wird berichtet:  

 

Aufgrund des noch laufenden senatsinternen Abstimmungsprozesses wird um Fristverlängerung bis 

zum 31.07.2024 gebeten. 

 

 

In Vertretung  

 

 

 

 

Alexander Slotty 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohne 




